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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, Frau Schroeder (Detmold), Burger, Ey 
und Genossen 


betr. Intensivierung des Pflegekinderwesens 


In der Antwort der Bundesregierung (Drucksache VI/3175) auf 
unsere Große Anfrage zur Situation der Jugendhilfe in der Bun- 
desrepublik Deutschland (Drucksache VI/2067) heißt es, daß „als 
sozialpädagogische Hilfen im Vorraum der Heimerziehung die 
Familienerziehung in Pflegestellen, insbesondere in qualifizier- 
ten heilpädagogischen Pflegestellen oder in einem Pflegenest 
in Betracht kommt". Auch die Antwort der Bundesregierung 
(Drucksache 7/3340) auf unsere Große Anfrage zur Situation 
der Kinder in Deutschland (Drucksache 7/2414) „nennt als Bei- 
spiel möglicher Hilfen im Vorfeld der Heimerziehung insbe- 
sondere die Erziehung in einer Pflegestelle, wenn die eigene 
Familie des Kindes oder des Jugendlichen voraussichtlich län- 
gere Zeit nicht in der Lage ist, eine dem Wohl des Kindes oder 
des Jugendlichen entsprechende Erziehung zu gewährleisten". 
Wir teilen diesen Standpunkt. 

Der Dritte Jugendbericht der Bundesregierung weist jedoch 
darauf hin, daß „die Zahl der Familien, die bereit sind, fremde 
Kinder in Pflege zu nehmen, in den letzten Jahren abgesunken 
ist". Aus Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes er- 
gibt sich, daß die Zahl der „Pflegekinder in Familienpflege" von 
94 881 im Jahre 1965 auf 53 228 im Jahre 1973 gesunken ist. 
1973 waren 55 v. H. = 65 488 der Minderjährigen, die vom 
Jugendamt im Rahmen der Hilfe zur Erziehung nicht nur vor- 
übergehend außerhalb ihrer Familien untergebracht waren, in 
Heimen, nur 45 v. H. = 53 228 lebten in anderen Familien. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Was hält die Bundesregierung für erforderlich, um dem 
Pflegekinderwesen in der Jugendhilfe jenen Rang zu geben, 
der ihren oben zitierten Äußerungen entspricht? Welches 
Pflegegeld hält die Bundesregierung für angemessen? In 
welcher Weise hält sie eine Intensivierung und Aktivierung 
des Pflegekinderwesens für möglich? Welche Beratung und 
Betreuung der Pflegeeltern durch das Jugendamt hält sie für 
erforderlich? 
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2. Was hat die Bundesregierung in den vergangenen Jahren 
- gegebenenfalls unter Anwendung des § 25 JWG - getan, 
um das Absinken der Zahl der Pflegeeltern zu verhindern 
und die Zahl der Pflegeeltern zu steigern? 

3. Sehen nunmehr alle Jugendämter von einer Kürzung des 
Pflegegeldes wegen Anrechnung des Kindergeldes nach § 12 
BKGG ab? Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
dafür Sorge zu tragen, daß alle Jugendämter von einer 
solchen Kürzung des Pflegegeldes wegen Anrechnung des 
Kindergeldes absehen? 
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